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601 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 14. Dezember 1982 betreffend die Ratifi-
kation des Übereinkommens vom 10. Juni
1958 über die Anerkennung und Vollstrek-
kung ausländischer Schiedssprüche durch

Monaco

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Monaco am 2. Juni 1982 seine
Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über
die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 456/1982) hinterlegt. Das Übereinkommen ist
gemäß seinem Artikel XII Absatz 2 für Monaco am
31. August 1982 in Kraft getreten.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikations-
urkunde hat Monaco nachstehende Erklärung
abgegeben:

„Gemäß der Bestimmung des Artikels I Absatz 3
des Übereinkommens erklärt das Fürstentum
Monaco, daß es das Übereinkommen auf der
Grundlage der Gegenseitigkeit nur auf die Aner-
kennung und Vollstreckung jener Schiedssprüche
anwenden wird, die in dem Hoheitsgebiet eines
anderen Vertragsstaates ergangen sind. Darüber
hinaus wird es das Übereinkommen nur auf Strei-
tigkeiten aus solchen Rechtsverhältnissen, ob ver-
traglich oder nicht, anwenden, die nach der inner-
staatlichen Gesetzgebung als Handelssachen ange-
sehen werden."

Kreisky

602.
(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundeskanzler der Republik
Österreich und der Regierung der Republik
Kap Verde über die technische Zusammenar-
beit bei der Errichtung eines Kühlschlachtho-
fes und einer Fleischhauerei in Justino Lopez

Der Bundeskanzler der Republik Österreich und
der Minister für ländliche Entwicklung der Repu-
blik Kap Verde haben ihren Wunsch zur Vertie-
fung der zwischen den beiden Ländern bestehen-
den freundschaftlichen Beziehungen und zur Ver-
stärkung der technischen Zusammenarbeit zum
Ausdruck gebracht und sind wie folgt übereinge-
kommen :
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Artikel 1

Die Vertragsschließenden Teile führen das Pro-
jekt „Errichtung eines Kühlschlachthofes und einer
Fleischhauerei auf der Staatsfarm Justino Lopez
(Insel Santiago)" zur Verbesserung der Fleischver-
sorgung der Republik Kap Verde durch. Die öster-
reichische Seite gewährt zur Finanzierung der
Durchführung des baulichen Teils des Projektes
und der Anschaffung von Ausrüstungsgegenstän-
den eine Zuwendung von öS 4910000 (in Worten:
viermillionenneunhundertzehntausend).

Artikel 2

Ein österreichisches Unternehmen wird mit der
Lieferung, Montage und Inbetriebnahme des tech-
nischen Teils des Projektes sowie mit der Durch-
führung von Schulungsmaßnahmen beauftragt. Die
hiefür notwendigen Veranlassungen werden in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden
der Republik Kap Verde und diesem Unternehmen
im Rahmen einer eigenen Vereinbarung getroffen.

Artikel 3

Die zuständigen Behörden der Republik Öster-
reich entsenden einen Experten in die Republik
Kap Verde und kommen für die Bezahlung seiner
Gehälter, Auslandszulagen, Verwaltungs- und
Gemeinkosten sowie der Kranken- und Unfallver-
sicherung auf.

Artikel 4

Die zuständigen Behörden der Republik Kap
Verde werden im Zusammenhang mit der Entsen-
dung des Experten gemäß Artikel 3 insbesondere
nachstehende Begünstigungen gewähren und fol-
gende Leistungen erbringen:

1. Befreiung von allen fiskalischen Abgaben auf
österreichischerseits bezahlte Gehälter,
Bezüge und andere Zuwendungen während
der Einsatzdauer in der Republik Kap Verde;

2. Befreiung der für die Durchführung des Pro-
jektes in der Republik Kap Verde einzufüh-
renden Güter oder der für den persönlichen
Gebrauch des österreichischen Experten
bestimmten Gegenstände von allen Einfuhr-
und Ausfuhrabgaben und allfälligen Kautio-
nen;

3. Beistellung einer angemessenen Wohnung,
die dem für internationale Experten üblichen
Standard entspricht, sowie eines eingerichte-
ten Büroarbeitsplatzes;

4. Vorsorge für ärztliche einschließlich zahn-
ärztlicher und chirurgischer Behandlung
sowie für Krankenhausaufenthalt;

5. Ausstellung eines Dienstausweises für den
Experten zur Durchführung der ihm übertra-
genen Aufgaben;
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6. Jederzeitige abgabenfreie und unverzügliche
Bewilligung der Ein- und Ausreise, der Ein-
und Ausfuhr der in Z 2 genannten Gegen-
stände, die Gewährung der im Zusammen-
hang mit der Durchführung der ihm jeweils
übertragenen Aufgaben notwendigen Arbeits-
und Aufenthaltsgenehmigung für den Exper-
ten sowie die Gewährung einer uneinge-
schränkten Bewegungsfreiheit im Projektge-
biet in der Republik Kap Verde und die Über-
nahme der Reisekosten innerhalb der Repu-
blik Kap Verde;

7. Die zuständigen Behörden der Republik Kap
Verde werden bei der Anwendung der oben
genannten Bestimmungen, die dem österrei-
chischen Experten gewährten Vorrechte in
keiner Weise enger auslegen, als gegenüber
Experten jeglicher anderer Staatsangehörig-
keit;

8. Einräumung desselben Schutzes für den
Experten, wie er Experten internationaler
Organisationen in der Republik Kap Verde
gewährt wird.

Artikel 5

(1) Die zuständigen Behörden der Republik Kap
Verde haften für alle Schäden, die der österreichi-
sche Experte bei Erfüllung der ihm übertragenen
Aufgaben einem Dritten zufügt. Hinsichtlich sol-
cher Schäden werden die zuständigen Behörden
der Republik Kap Verde den österreichischen
Experten schad- und klaglos halten.

(2) Die zuständigen Behörden der Republik Kap
Verde haben nur dann das Recht, vom österreichi-
schen Experten Schadenersatz zu verlangen, wenn
dieser den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig
verursacht hat.

Artikel 6

Die zuständigen Behörden der Republik Kap
Verde verpflichten sich, im Zusammenhang mit den
von den zuständigen österreichischen Behörden
oder in deren Auftrag von österreichischen Institu-
ten oder Unternehmungen für die Verwirklichung
des Projektes gemäß Artikel 1 fob Rotterdam zur
Verfügung gestellten Ausrüstungsgegenständen ins-
besondere nachstehende Leistungen zu erbringen:

1. Übernahme der Kosten für Transport ab fob
Rotterdam, Löschung, Umladung, Weiter-
transport bis zur Projektsbaustelle in der
Republik Kap Verde;

2. Befreiung von Ein- und Ausfuhrzöllen und
sämtlichen Einfuhrabgaben sowie allen sonsti-
gen Abgaben und Steuern einschließlich
Hafengebühren, staatlichen, regionalen und
kommunalen Abgaben.
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Artikel 7

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung
oder Anwendung dieses Abkommens sind auf
diplomatischem Wege beizulegen.

Artikel 8

(1) Das vorliegende Abkommen tritt am ersten
Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den
Monat der Unterzeichnung folgt.

(2) Das Abkommen kann jederzeit unter Einhal-
tung einer Frist von 3 Monaten schriftlich auf
diplomatischem Wege gekündigt werden.

(3) Bei Außerkrafttreten des Abkommens bleiben
die Bestimmungen der Artikel 4, 5 und 6 bis zum
Ablauf einer angemessenen Frist nach Beendigung
der dem österreichischen Experten übertragenen
Aufgaben in Kraft.

Unterzeichnet in Praia am 14. Oktober 1982 in
zwei Urschriften in französischer Sprache.

Für den Bundeskanzler der Republik Österreich:

Helmut Schurz m. p.

Für die Regierung der Republik Kap Verde:

J. Pereira Silva m. p.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 1 am 1. Jänner 1983 in Kraft.

Kreisky

603.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Industrieminister des Königrei-
ches Schweden und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich nach Rn.
2010 ADR betreffend die Beförderung

bestimmter organischer Peroxide

(1) In Abweichung von den Vorschriften der Rn.
2550 und 2551 des ADR kann das nachstehend
genannte organische Peroxid im internationalen
Straßenverkehr unter den folgenden Bedingungen
befördert werden:

I. Als Stoff der Gruppe A
Acetylacetonperoxid mit mindestens 50%
Phlegmatisierungsmitteln.

II. Der Stoff der Gruppe A muß unter Einhal-
tung der Vorschriften der Rn. 2552 und
2553 des ADR in der folgenden Weise ver-
packt sein:
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1. in Gefäßen oder Säcken aus geeignetem
Kunststoff, die in geeignete nicht-metalli-
sche Schutzverpackungen einzubetten
sind.

2. Ein Versandstück zur Beförderung dieses
Stoffes darf nicht mehr als 50 kg enthal-
ten.

III. Für die Zusammenpackung gelten die Vor-
schriften der Rn. 2562 des ADR sinngemäß.

IV. Hinsichtlich der Kennzeichnung gelten die
Vorschriften der Rn. 2563 (1), erster und
zweiter Satz, sinngemäß.

V. Die Bezeichnung im Beförderungspapier
muß der unter I. angeführten Benennung
entsprechen; sie muß rot unterstrichen und
durch die Angabe: „5.2, ADR" ergänzt sein.

VI. Die Vorschriften der Anlage B des ADR gel-
ten sinngemäß für die obengenannten Per-
oxide, sofern im folgenden nicht Ausnahmen
festgelegt sind.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Gemäß Rn. 2010 des ADR vereinbarte Beförde-
rung".

(3) Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen zwi-
schen Schweden und Österreich.

Stockholm, am 14. Juli 1982

Die für das ADR zuständige schwedische Behörde:

Lennart Göhl

Wien, 1982 11 22

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

Kreisky
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